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MINISTERRAT 
DER DEUTSCHEN DEMOKRAT I SCHEN REPUBLIK 

MINISTERIUM DES INNERN 

Be f ehl Nr. 90 /90 

des S t ellver t reters des Mi nisterp räsidenten 
und Minis t ers des Innern 

über 

Aufgaben bei de r Entlassung von Angehörige n aus dem Dienstve"hältnis 
der Or gane des Ministe r iums des Innern 

- Vom 03 .August_ 1990 -

Zur Gewährleistung von Aufgaben bei de r Entlassung vo n Angehörigen aus dem 
·Dienstverhältnis der Or gane des Mdi 

BEFEHLE ICH: 

1 . Der Abschnit t XI I I- En t lassung aus dem Dienstve r hältnis -der 1. 
Durchführungsbestimmung zur Diens t laufbahnordnung vom 10. Juni 1976 
in der Fassung vom 26 . Februar 19B7 wird mit sofortiger· l'lirkung außer 
Kr aft gese t zt . 

2 . (1) Der Dienstvertrag kann unter Einhaltung des § 16 der Dienstlaufbahn­
or dn ung vom 03 .Mei 1976 durch Verei nbarung zwischen dem Angehö r igen 
und der Dienststelle mit t els Aufhebu ngsvertrag aufgelöst werden. 

(2) Der Entlassung mi t tels Aufhebungsvertrag aut eigenen 
Ab lauf de r Mindestdienstzeit bzw . i n de r Vergangenheit 
Verpflichtungszeiten kenn bei Uhumgä nglichkeit zugestimmt 

Wunsch vor 
abgegebener 
werden. 

(3) Wurde einem Aufheb ungsvertrag vo n seiten der Dien~tstelle nicht 
zuges t immt, ke nn de r Angehörige f r is t gemäß kündigen. 

(4) Stimmt d~r Angehörige einem angebotenen Aufh ebung vertrag nicht zu, 
i s t die Dienststelle zur fristgemäßen Kündigun~ berechtigt . 

(5) Der Aufhebung s vertrag bedarf der- Sch,· iftform . Er muß den Zeitpunkt 
der Beendiguny des Dienstverhältnisse un auf Verlangen des Ange­
hö r igen die Gr üpde enthalten. 

Kopie aus dem Bundesarchiv 



(6) Auß•r bei der fristlosen Kündigung und der Entlassung auf eigenen 
Wunsch hat der Dienstvorgesetzte die Suche ei nes neuen Arbeitsplatzes 
sowie Umschulungsmaßnahmen zu unterstützen . 

3 . (1) Bei Erreichung der Altersgrenze ist de r Aufhebungsvertrag bzw . die 
Kündigung un t er Beachtung der Kündigungsfristen so zu datieren. daß 
die Entlassung am Ende des Monats. in dem die Zahlung der Ren t e 
beginnt . erfolgt. Wurde de r Dienstvertrag befristet verlängert. so 
e rfolgt die Entlassung mit Ablauf des befristeten Dienstvertrages. In 
diesem Fall ist das Entlassungsdatum a l s Bestand t eil des be fri steten 
Dienstvertrages schriftlich z u vereinbaren. 

(2) Bei Angehörigen, die wegen Volli nval idität ausscheiden , ist de r Auf­
hebungsvertrag bzw. die Kündigu ng so zu datie r en, daß die Entl assung 
unter Einhaltung der Kündigungsf r isten am Ende des Mo na t s vor dem 
Beginn der Zahlung der Invalidenrente er folgt . 

(3) Bei festgestellter dauernder Dienstuntaug lichkeit durch 
Gutachterärztekommission ist innerhalb von 3 Monaten über 
Entlassung zu entscheiden. 

4 . (1) Ent l assu ng en wegen 

- grundlegender Strukturveränderunge n 

- disziplinarischer Gründe (außer fristloser Kü ndigung) 

- Nichteignung fü r den Dienst 

die 
die 

er f olgen nach eine r vorangegangenen Kündigung durch die Dienststelle. 
Sie bedürfen der Schriftform und der Bestätigung durch den für die 
Entlassung zuständigen Vorgesetzte n. 

(2) Eine Kündigung des Dienstverhältnisses wegen grundlegender Struktur­
veränderungen ka nn nur vorgenommen werden, wenn nach gründlicher 
Prüfung durch den Dienstvorgesetzten ein anderweitiger Einsatz in den 
Organen des Mdi nicht mög lich ist. 
Betrof fene haben das Recht , sich se l bständig i n anderen Dienststellen 
zu bewerben . 

(3) Bei de r Oberführung von Strukturen bzw. einzelne n Tätigkeiten in die 
Ve ra nt wo rtung von ande ren Ministerien, Kommu nen un d ande re n Einrich­
tungen ist anz ustreben, daß gleichzeitig mit de r Kündigung des 
Dienstve rhältnisses der Arbeitsvertr~g mit der neuen Einrichtung 
abgeschlossen wird . 

(4) Eine Entlassung aus disziplinarischen Gründen erf.olgt . wenn 

- das begangene D1sziplinarvergehen das Ansehen de r Organe des Mdi in 
der Öffentlichkeit in starkem Maße in Mißkredit gebracht hat 

- die Art des Disziplinarvergehens mit dem Dienst in den O r gan~n des 
Mdi nicht zu vereinbaren is t 
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- durch das Disziplinarvergehen staatliche Interessen verletzt wurden 

- durch das Disziplinarvergehe n offensichtlich wurde, daß die morali­
sche und politische Reife tbr de n Dienst nicht vorhanden sind und 
nicht die Gewähr dafür gegeben ist , daß eine Veränderung in der 
nächsten Zeit erwartet werden kann. 

Wurden Angehö rig e zu einer St rafe mit Freiheitsentzug oder · wegen 
eine r vorsätz~ichen St raftat auf Bewährung verurteilt, sind sie zu 
entlassen . Im Einzelfall ist z u prüfen, ob ei ne schwerwiegende 
Verletzung staatsbürgerlicher Pflichten vorliegt , die eine 
fristlose Kündigung zur Folg e hat . 
Dem Vorschlag zur Entlassung ist der Disziplinarvorgang beizufügen. 
Die Kündigung ist erst nach Abschluß des Disziplinarvorganges bzw. 
Rechtskraft des Urteils auszusp rechen . 

(5) Entlassungen wegen Nichteignung für den Dienst si nd in einer Persön­
lichkeitseinschätzung zu begründen . 

(6) Die gesetzlichen Bestimmungen über den Mütter- und Kinderschutz fin­
den auf das Dienstverhältnis der weiblichen Angehörigen der Organe 
des Mdi volle Anwendung. 

5 .(1) Die Kündigungs fri st beträgt mindestens 2 Wochen , wobei die Ent lassung 
zum Monatsende erfolgt. Sie beginnt am Tag der Bekanntgabe an den 
Angehörigen und kann im beiderseitigen Einverständnis verkürzt wer­
den . 

{2) Die Kündigungsfrist e r höht sich in Abhängigkeit von der Daue r des 
Dienstverhältnisses. Sie beträgt 

- 1 Monat nach 5 Dienstjah r en 
- 2 Monate nach 10 Dienstjahren 
jeweils zum Monatsende 
- 3 Monate nach 20 Dienstjahren 
zum Ende des Kalen?ervierteljahres . 

(3) Bei Erforde rni s und Möglichkei t kann die Zeit de r Kündigungsfrist zur 
Wahrnehmung von Umschulungsmaßnahmen sowo hl innerhalb als auch außer­
halb des Verantwortungsbe re iches des Ministeriums des Innern bzw. zur 
Suche oder Vermittlung eine r Arbeitsstelle genutzt werden . 

6 . (1) Oie fristlose Kündigung erfolgt gemäß§ 16 Absatz 2 der Oienstlauf­
bahnordnung und auf der Grundlage eines Oisziplinarvorganges. Schwer ­
wiegende VerletLungen der staatsbürgerliche n Pflichten durch Ange­
hörige der Or gane des Mdi liegen vor bei 

-schwerwiegenden Verletzungen der Gesetzlichkeit, wie schwerwiegen­
den Verletzungen von Strafgesetze n, anderen gesetzlichen Bestimmun­
gen und der sich daraus ergebenden dienstlichen Pflichten 

- Duldung strafbarer Handlungen oder Nichteinhaltung von Maßnahmen 
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bei bekanntgewordenen strafbar~ n ~and!ungen im Zusammenhang mit der 
dienstlichen Tätigkei t. 

(2) Die fristlos~ Kündig ung kann nur innerhalb von 2 Wochen erfolgen . Die 
Frist begi nnt mit dem Zeitpunkt, zu dem der Dienstvorgesetzte 
Kenntnis von den fü~ die Entscheidung maßgebenden Tatsachen erlangt 
bzw . die rechtskräf ti'ge Verurteilung bekannt wird . 

7 . Kündig4ngen und fri stlose Kü ndigung en sind vor Ausspruch mit den 
Inte ressenver tretern abzustimmen . 

8 . (1) Entlassungen sind erst dann wirksam, wenn sie vom zuständigen Vorge­
setzten auf der Grundlage einer Personalentscheidung ausgesprochen 
werden. 

(2) Vor jeder Entlassung hat eine ä r zt li che Untersuchung des ausscheiden­
den Angehörigen durch einen VP-Arzt oder VP-Vertragsarzt zu erfolgen. 

(3) Angehörige, die zum Zeitpunkt der Entlassung vorube r gehend dienstun­
fähig sind , erhalten bis zur Wiederherstellung der Arbei t sfa~igkeit 

bzw . zum Eintritt der Inva lidi tät Leistungen nach der Ve r sorgungsord­
nung. 

' (4) Werden durch den ausscheidenden Angehörigen der Organe des Mdi Lei­
stungen und Rechte bzw. Auflagen, die im Zusammenhang mit der Entlas­
sung stehen, nicht in Änsp ruch genommen bzw. nicht erfüllt , ist auf 
dem Abschlußpro tokoll darüber ein eindeutiger Vermerk zu fertigen. 
Über die d~mit verbundenen Konsequenzen ist der betreffende Ange­
hörige der Organe des Mdi aktenku nd ig zu belehren. 

9 .(1f Über Einsp rü che gegen Entl assunge n entscheiden endgültig: 

- die Nomenklaturvorgesetzten, wenn die Entscheidung der Leiter einer 
Dieststelle getroffen hat, 

- die Staatssek retä re e nt sp rechend ihrem.Vera ntwortungsbereich bei 
Entscheidungen oben genannter Nomenklaturvorgesetzter, 

- der Minister des Innern entsprechend de r Nome~klatur. 

(2) Einsprüche gegen Ent la ssungen haben für die Kü~digungsfrist keine 
aufschiebende Wirkung. Innerhaib von 14 Tagen, gerechnet ab, 
Posteingang beim entscheidungsbe fugt en Leiter, ist über den Einspr~ch' 
zu entscheiden. ' Das Ergeb ni s ist dem Betreffenden schriftli.ch 
mitzuteilen . 

10. Dieser Befehl tritt mit sofortiger Wirkung in Kraft . 

Berlin , 03.August 1990 

Or . Diestel 
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